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I.     Thematische Einführung 

Thomas Meyer, Ehsan Kangarani, Gunnar Duttge 

Der zweite Band aus der Reihe „Interdisziplinäre Beiträge zu Medizin und Recht“ 
erschienen in den Universitätsdrucken im Universitätsverlag Göttingen vereint aus-

gewählte Artikel von studentischen Seminarteilnehmerinnen und -teilnehmern, die 
zumeist während ihres Examenssemesters in dem Schwerpunkt- bzw. Wahlpflicht-

bereich „Medizin- und Biorecht“ erstellt wurden. Vor der in Aussicht gestellten Ver-

öffentlichung wurde jeder der hier abgedruckten Beiträge zunächst in dem mehrtä-
gigen, interdisziplinären Seminar, veranstaltete in enger Kooperation mit der Juristi-

schen und Medizinischen Fakultät, in Form eines Referats vorgestellt und unmittel -

bar im Anschluss an den Vortrag mit den Studierenden und Dozenten im Plenum 
diskutiert. Erfreulicherweise haben viele der Seminarteilnehmer die Einladung ange-

nommen, eine gekürzte und textlich überarbeitete Fassung ihres Vortrages als Buch-
beitrag zu unserer vorherigen Prüfung einzureichen. Herausgekommen ist ein Ka-

leidoskop von interessanten Artikeln über kontroverse Positionen in den gegenwär-

tig stattfindenden Diskursen zum Medizinrecht. Die Herausgeber würden sich 
freuen, wenn die in den einzelnen Beiträgen entwickelten Standpunkte hoffentlich 

mit dazu beitragen könnten, neues Argumentationsmaterial und unverbrauchte 

Sichtweisen in den oft kontrovers vorgetragenen, medizinrechtlichen Debatten zur 
Verfügung zu stellen. 

Als Einstieg in die Thematik wurde der einzige nicht von studentischer Seite 
verfasste Artikel über das Triage-Problem im Zusammenhang mit dem § 5c Infekti-

onsschutzgesetzes (IfSG) vorangestellt; er gibt die schriftliche Fassung eines gemein-

sam mit dem Koautor Dr. Tobias Weimer verfassten Vortrages des Herausgebers Prof. 
Duttge wieder, den dieser anlässlich eines Workshops mit der East China University 
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of Political Science and Law (ECUPL) in Schanghai im Januar 2024 unter dem Ge-

neralthema „Herausforderungen im Medizinrecht von der Perspektive einer globa-
lisierten Welt“ gehalten hat. Die beiden Autoren legen in dem Artikel luzide dar, 

warum der am 8.12.2022 vom Deutschen Bundestag verabschiedete und am 

14.12.2022 in Kraft getretene § 5c IfSG nicht das gesetzgeberische Regelungsziel 
erfüllt, die Benachteiligung von akut hilfebedürftigen Patienten mit Behinderungen 

auf eine nachvollziehbare Weise auszugleichen. Gerade unter den Bedingungen ei-

ner intensivmedizinischen Behandlung stößt der in der Gesetzesnorm geforderte 
Regulierungsbedarf an seine personellen und logistischen Grenzen, weil die dort 

vorgesehenen zeitaufwändigen, verfahrensrechtlichen Erfordernisse geeignet sind, 
den eigentlichen Normzweck in praxi zu hintergehen, nämlich Leben retten zu wol-

len.  

Der zweite Artikel verfasst von Jana Krüger setzt die Triage-Thematik fort und 
untersucht die Verfassungsmäßigkeit von verschiedenen Auswahlkriterien bei der 

Zuteilung begrenzter intensivmedizinischer Kapazitäten, wie dem kalendarischen 

Alter, dem Konzept der Quality-adjusted life years, dem sozialen Wert sowie ökonomi-
schen Kosten-Nutzen-Abwägungen und dem Ausschluss bei Selbstverschulden. 

Zwar sieht die Autorin grundsätzlich die Aufstellung von Auswahlkriterien als Richt-
schnur bei der Priorisierung von knappen Ressourcen als notwendig an, will aber 

hinsichtlich der Verfassungsmäßigkeit der einzelnen Auswahlkriterien im Einzelnen 

differenzieren. Während sie die Abschätzung von Quality-adjusted life years sowie dem 
kalendarischen Alter als Verstöße gegen die Lebenswertindifferenz ablehnt und de-

ren Einbeziehung als Auswahlkriterien bei der Triage-Abwägung aufgrund fehlender 

Verfassungsmäßigkeit abspricht, beurteilt sie die Anwendungen von Dringlichkeit 
und Erfolgsaussichten als mit der Menschenwürde im Art. 1 des Grundgesetztes 

vereinbar. Ein Aufstellen von Auswahlkriterien zur Anwendung bei Triagen er-
scheint der Autorin aber medizinisch sinnvoll und juristisch geboten, um Betroffene 

auf ärztlicher wie auf Patientenseite vor den zu erwartenden Folgen einer intensiv-

medizinischen Priorisierung schon im Vorfeld zu entlasten.   
Im dritten Beitrag dieses Sammelbandes sieht Lena Sofia Kolkmeyer bei unge-

bremster Anwendung von intensivmedizinischen Maßnahmen längerfristig die Ge-

fahr einer Überversorgung des Gesundheitssystems und rät in begründeten Fällen 
zu einer konsentierten Therapiebegrenzung, um die ungewollten haftungsrechtli-

chen Konsequenzen einer Maximaltherapie zu vermeiden. Von einer stärkeren Ein-
beziehung von Angehörigen und Erkrankten in die Entscheidungsfindung über eine 

intendierte intensivmedizinische Therapie verspricht sich Kolkmeyer positive Effekte. 

Den gegenwärtig viel diskutierten Kampagnen eines „Klug entscheiden“ (Choosing 
wisely) oder eines „Advanced Care Planning“ (ACP) steht sie offen gegenüber und un-

terstützt diese. Der Artikel gibt einen kurzen Ausblick über mögliche Handlungs-

empfehlungen zur Stärkung des Selbstbestimmungsrechtes am Lebensende.   
Im vierten Beitrag stellt Sarah Eggers die Änderungen im neuen, am 01.01.2023 

in Kraft getretenen Ehegatten(not)vertretungsrecht aus § 1358 BGB vor, die im 
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Rahmen einer Reform des Vormundschafts- und Betreuungsgesetzes eine gegensei-

tige Vertretung von Ehegatten in Angelegenheiten der Gesundheitsvorsorge vor-
sieht. Eggers schildert detailliert die Voraussetzungen, den Ausschluss und den Um-

fang des neuen Vertretungsrechtes. Die Norm berechtigt den vertretenden Ehepart-

ner zum Abschluss von Verträgen über eilige medizinische Behandlungen, etwa sta-
tionäre Aufenthalte oder Rehabilitationsmaßnahmen. Geregelt wird im Ehegat-

ten(not)vertretungsrecht, dass der vertretende Ehegatte befugt ist, etwaige Ansprü-

che geltend machen kann, die dem Vertretenen aus Anlass der Erkrankung gegen-
über Dritten zustehen, und dass die behandelnden Ärzte gegenüber dem vertreten-

den Ehegatten von ihrer Schweigepflicht entbunden sind. In ihrem Betrag skizziert 
die Autorin die sich aus dem reformierten Ehegatten(not)vertretungsrecht ergeben-

den neuen Interpretationsspielräume, lässt in ihrer Einschätzung aber auch die recht-

lichen Unsicherheiten nicht unbedacht, die erst von der Rechtsprechung geschlossen 
werden müssen. Eggers regt an, den Kreis der Vertretungsberechtigten zu erweitern, 

da auch Kinder, Eltern oder Verlobte ebenfalls nähere Kenntnisse über den Willen 

der erkrankten Person verfügen, aber nach der Novellierung des Ehegattenvertre-
tungsrechtes nicht entscheidungsbefugt sind. Daher sollte der Kreis der Berechtig-

ten dahingehend erweitert werden, dass nahe Angehörige zumindest bei der Ent-
scheidung mit zu berücksichtigen sind, um ein einseitiges Missbrauchspotential zu-

gunsten des Ehepartners auszuschließen. 

Im Weiteren gibt Luca Alexander Wacker aus interdisziplinärer Betrachtung eine 
kritische Einschätzung der arzneimittelrechtlichen Rechtslage bei dem nicht legalde-

finierten, sogenannten Off-Label-Use von Arzneimitteln. Darunter versteht man den 

zulassungsüberschreitenden Gebrauch eines Medikamentes außerhalb der von den 
nationalen oder europäischen Zulassungsbehörden genehmigten Anwendungsge-

biete, wie etwa einem umbeschriebenen Indikationsbereich oder einer bestimmten 
Patientengruppe. Zwar ist eine zulassungsüberschreitende Anwendung von Arznei-

mitteln den behandelnden Ärztinnen und Ärzten grundsätzlich im Rahmen ihrer 

Therapiefreiheit erlaubt, birgt aber bei Off-Label-Use nicht unerhebliche Risiken für 
den Umfang der Aufklärung und kann unter Umständen sogar strafrechtliche Kon-

sequenzen für die Behandler nach sich ziehen. In seinem ausgewogenen Artikel plä-

diert Wacker dafür, gesetzgeberische Anreize zur Zulassungserweiterung für Arznei-
mittelprüfungen zu erwägen, um für erfolgversprechende Orphan-Drug-Präparate 

wettbewerbliche Vorteile etwa in Form von Marktexklusivitätsrechten in Aussicht 
zu stellen.  

Die nächsten zwei Artikel beschäftigen sich mit verschiedenen Aspekten der 

ärztlichen Aufklärung. Zunächst beleuchtet Franz Luis Kolenda in einem Beitrag die 
Reichweite und die Grenzen bei der Verpflichtung zur Selbstbestimmungsaufklä-

rung aus einer zivil- und strafrechtlichen Perspektive. Vor dem Hintergrund einer 

zunehmenden Rationalisierung im Gesundheitswesen sieht Kolenda die Gefahr, dass 
die Anforderungen einer vollumfänglichen und zugleich patientenzentrierten Selbst-

bestimmungsaufklärung zu einem reinen Formalismus erstarren könnten, bei dem 
die individuellen Belange des Erkrankten nicht mehr ausreichend Gehör finden und 
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so die auf Vertrauen basierte Arzt-Patienten-Beziehung leiden könnte. Kritisch an-

zumerken ist, dass die Rechtsprechung (und hoffentlich wohl auch die medizinische 
Praxis) diesen individuell bedeutsamen Raum der Selbstbestimmungsaufklärung im-

mer schon weit gefasst hat und in einer patientenzentrierten Aufklärung die Beach-

tung individueller Belange zu einem allgemein akzeptierten Prinzip erhoben hat. Un-
benommen ist dem Verfasser allerdings zuzustimmen, wenn er die Bereitstellung 

von strukturellen Voraussetzungen wie ausreichend qualifiziertem ärztlichen Perso-

nal als eine notwendige Bedingung erachtet, damit bei der Selbstbestimmungsauf-
klärung die Fürsorge für den Patienten nicht unter den Zwängen einer zeitlichen 

begrenzten Zuwendung leiden muss. 
Einer Einwilligung bedarf es nach § 630c auch bei der Entnahme und Asservie-

rung von Biomaterialen für wissenschaftliche Zwecke, da diese nicht ohne einen 

ärztlichen Eingriff erfolgten kann. Fehlt das Vorliegen eines Informed Consent, darauf 
weist Lea-Samira Gürel in ihrem Artikel hin, ist ein ärztlich indizierter und lege artis 

durchgeführter Eingriff als rechtswidrig einzuordnen. Angesichts des gegenwärtigen 

Bedeutungszuwachses von Biobanken für die medizinische Forschung fragt sich die 
Autorin, welche besonderen Anforderungen für die Einholung der Einwilligung be-

stehen, wenn zum Zeitpunkt der Entnahme von Gewebsmaterialien oder Körper-
flüssigkeiten das konkrete Forschungsprojekt für die Verwendung noch nicht be-

nannt werden kann. In dem Artikel skizziert Lea-Samira Gürel verschiedener Einwil-

ligungsmodelle und beurteilt deren Ausgestaltungen im Spannungsfeld von Wissen-
schaftsfreiheit und den allgemeinen Persönlichkeitsrechten der Spender hinsichtlich 

Rechtmäßigkeit und Praxistauglichkeit. Dabei favorisiert Gürel das Dynamic-Consent-

Modell, das in ihrem Beitrag detailliert beschrieben und dem attestiert wird, eine 
praktikable und juristisch umsetzbare Weiterentwicklung des Broad Consents zu sein.  

Rechtliche Implikationen bei der Anwendung von „Legal Highs“ – darunter ver-
steht man die Wirkung von illegalen Drogen imitierende und nicht unter das Betäu-

bungsmittelgesetz fallende, psychoaktive Stimulantien – werden von Larissa 

Wischalka diskutiert. Solche Substanzen werden vorwiegend von jüngeren Erwach-
senen männlichen Geschlechts konsumiert, ohne dass eine medizinische Indikation 

vorliegt, um damit eine kurzfristige Steigerung von physischen und mentalen Reser-

ven zu erreichen. In einer kritischen Würdigung bewertet Wischalka die aktuelle 
Rechtslage hinsichtlich der Effektivität von Regelungen aus dem im Jahr 2016 ein-

geführten Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetz (NpSG), mit dem die Flut der den 
Markt überschwemmenden, synthetischen Drogen rechtlich kontrolliert und zuvor 

offene Strafbarkeitslücken aus dem Betäubungsmittelgesetz und dem Arzneimittel -

gesetz geschlossen werden sollten. Mit Blick auf die Folgen kommt Larissa Wischalka 
zu einer nüchternen und differenzierten Einschätzung des NpSG: sie sieht durchaus 

positive Entwicklungen, wie eine flexiblere rechtliche Antwort und eine bessere prä-

ventive Einschätzung der Herausforderung durch chemisch modifizierte Substan-
zen. Die Reform habe insgesamt wohl zu einer Reduzierung der Anzahl der verfüg-

baren neueren Substanzen beigetragen. Dem stehen einige Nachteile gegenüber, wie 
eine Abnahme der Qualität und Reinheit der Substanzen sowie eine Verlagerung des 
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Handels bzw. Schwarzmarktes in das Internet. Ein Ausblick über die längerfristigen 

Auswirkungen einer Prohibitionsstrategie beschließt diesen lesenswerten Artikel.  
Ausgehend von aktueller Rechtsprechung thematisiert Flora Jacobsen die unions-

rechtliche Einordnung von Eigenfetttransplantationen, die als eine noch weitgehend 

experimentelle Methode auf dem Gebiet der regenerativen Medizin zögerlichen Ein-
zug in der Behandlung der Arthrose gefunden hat. Nach einer knapp gehaltenen 

Einführung in das Konzept der Advanced Therapy Medicinal Products (ATMP), zu der 

auch biotechnologisch hergestellte Tissue-Engineering-Produkte gezählt werden, geht 
die Autorin auf die Risiken und Chancen der rechtlichen Regulierung der Tissue-En-

gineering-Produkte in der ATMP-Verordnung ein. Flora Jacobsen kommt in ihrer Wür-
digung zu einem ausgewogenen Ergebnis bezüglich ihrer Einschätzung der Vor- und 

Nachteile von Tissue-Engineering-Produkten: zwar übersieht sie einerseits nicht die 

zukünftigen Potentiale dieser neuen Therapieansätze, vernachlässigt aber auch nicht 
deren inhärenten Gefahren. Dass es sich bei der klinischen Anwendung von Tissue-

Engineering-Produkten nicht selten „um ein zweischneidiges Schwert“ handelt, mit 

Nachteilen wie mit Vorteilen, dieser Einschätzung wird man sich nach dem Lesen 
dieses interessanten Artikels durchaus anschließen können.  

Die nachfolgenden zwei Kapitel befassen sich mit verschiedenen rechtlichen 
Problemen im Zusammenhang mit der Reproduktionsmedizin. In einem ersten, en-

gagiert geschriebenen Artikel hierzu setzt sich Marie Luise Butter kritisch mit der ak-

tuell gültigen Gesetzgebung und höchstrichterlichen Rechtsprechung zum § 218 
StGB auseinander, dass ein Schwangerschaftsabbruch grundsätzlich als „Unrecht“ 

im Sinne einer Straftat zu gelten hat. Nur bei eindeutiger Willenserklärung der 

Schwangeren, dem Vorliegen eines Beratungsnachweises und einer ärztlichen 
Durchführung des Abbruchs innerhalb einer Drei-Monats-Frist besteht Straffrei-

heit. Diese dogmatische Einordnung des Schwangerschaftsabbruches gilt vielen Kri-
tikern als anachronistisch und reformbedürftig, allerdings fand sich zum Ende des 

Jahres 2024 keine Mehrheit in dem kurz vor seiner Auflösung befindlichen Deutsche 

Bundestag, um eine fraktionsübergreifende Novellierung des § 218 StGB noch in 
der laufenden Legislaturperiode auf den Weg zu bringen. Der Artikel von Marie Luise 

Butter plädiert für eine Wiederaufnahme der Reformbemühungen, bei der das eigen-

tümliche Konstrukt einer Rechtswidrigkeit des Schwangerschaftsabbruchs gekippt 
werden sollte.    

In dem zweiten reproduktionsmedizinischen Kapitel dieses Sammelbandes sieht 
Clarissa Elisabeth Kamens nach kritischer Darlegung des rechtlichen Verbots einer 

Leihmutterschaft einen aktuellen legislativen Reformbedarf. Als strafrechtliche Ne-

bengesetze sanktionieren das Embryonenschutzgesetz und das Adoptionsvermitt-
lungsgesetz missbräuchliche Anwendungen von unstatthaften Fortpflanzungsme-

thoden, zu denen nach deutschem Recht auch die Ersatzmutterschaft gehört, bei der 

durch künstliche Befruchtung oder Übertragung eines Embryos das Kind nach der 
Geburt einem Dritten überlassen wird. Bekanntlich normiert in § 1591 BGB das 

Abstammungsrecht, dass eine Frau, die ein Kind gebiert, auch dessen Mutter ist, 
während der Vater zum Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter des Kindes verheiratet 
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ist, die Vaterschaft anerkennt oder aber eine gerichtliche Feststellung der Vaterschaft 

vorliegt. Die faktische Unmöglichkeit einer altruistischen Leihmutterschaft de lege 
lata hält Clarissa Elisabeth Kamens aus verfassungsrechtlichen Gründen mit Verweis 

auf die Menschenwürde für nicht hinreichend begründet; stattdessen erwägt sie eine 

Aufhebung des strikten Verbots der Leihmutterschaft und bietet dafür Reformvor-
schläge an, in denen eine legale Austragung der Schwangerschaft mit anschließender 

postnataler Übergabe des Neugeborenen an die Wunscheltern an bestimmte Aufla-

gen und rechtliche Bedingungen geknüpft ist.  
In einem sehr lesenswerten Beitrag skizziert Hanna Leonie Wobst den Vorbehalt 

der Indikation nach § 1828 Abs. 1. S. BGB und kommt dabei in ihrer Einschätzung 
einer möglichen rechtlichen Einhegung des ärztlichen Freiraums bei der Indikati-

onsstellung zu bemerkenswerten ethisch-fundierten und praxistauglichen Einsich-

ten. Eine Ausblendung der disponierenden Wirkung der medizinischen Indikation 
hält die Autorin für nicht vereinbar mit dem Grundsatz, dass nach ärztlichem Selbst-

verständnis jeder Einwilligung eine Indikationsstellung vorgeschaltet sein muss und 

nichtindizierte Maßnahmen entsprechend auch nicht angeboten werden dürfen. 
Eine vermeidlich objektive Beurteilung kritischer Lebenssituationen bei intensivme-

dizinisch Patienten als einem nicht lebenserhaltungswürdigen Zustand durch den 
behandelnden Arzt hält die Verfasserin völlig zu Recht verfassungsrechtlich für 

höchst bedenklich, da „hierdurch die Lebenserhaltungsperspektive bestritten und 

von ärztlicher Seite vorenthalten würde“. Das Absprechen des Lebensrechtes eines 
kritisch Erkrankten ist nicht gerechtfertigt, wenn die intensivmedizinische Behand-

lung nur eine zeitlich begrenzte Überbrückungsmaßname bis zur stationären Entlas-

sung bedeutet und der Patient danach unter Umständen noch lange lebensfähig sein 
könnte. Der von Hanna Leonie Wobst verfasste Artikel zeugt nicht nur von großem 

medizinischen Sachverstand in der Einschätzung der Reichweite ärztlichen Han-
delns im allgemeinen, sondern versteht es auch brillant, seine Leserinnen und Leser 

in das komplexe Geflecht der juristischen Implikationen im Zusammenhang mit ei-

ner Änderung des Therapieziels am Lebensende luzide einzuführen. 
Durchführung, formelle Anforderungen und haftungsrechtliche Konsequenzen 

bei der ärztlichen Aufklärung über Lebendorganspenden werden in dem Artikel von 

Leonie Christine Stephan behandelt. Es ist der erste von zwei Beiträgen zu aktuellen 
Entwicklungen bei Organspenden. Eingangs berichtet Stephan über den gravieren-

den Mangel an gespendeten Organen und den gescheiterten Versuchen zur Förde-
rung der Spendebereitschaft etwa durch den angedachten Wechsel von der Zustim-

mungs- zur Widerspruchslösung; dieses erst habe die Lebendorganspende von na-

hestehenden Angehörigen als eine Alternative zu der Transplantation von postmor-
talen Organen befördert. Eine bessere Planbarkeit von Lebendspenden mit den sich 

daraus ergebenden kürzeren Ischämiezeiten verspricht längere Transplantatüberle-

benszeiten bei den fremdnützigen Organspenden. Die Verfasserin gibt einen kurzen 
Überblick über die Zulässigkeitsvoraussetzungen nach § 7 des Transplantationsge-

setzes (TPG) und weist darauf hin, dass die spezifischen Aufklärungspflichten bei 
der Lebendorganspende zum Schutz des Spenders über die üblichen Standards des 
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Arzthaftungsrechts hinausgehen, da dem Spender keinen gesundheitlichen Nutzen 

durch den Eingriff zugutekommt. Angesichts der besonderen Nähe des Spenders 
zum Empfänger hat die Aufklärung über die Erfolgsaussichten der Organübertra-

gung bei der Lebendorganspende eine große Bedeutung. Die Aufklärung selbst 

sollte in verständlicher Sprache und wie Leonie Christine Stephan schreibt ergebnisof-
fen „auf Augenhöhe“ erfolgen.  

Als einen möglichen Versuch zur Umgehung des schon länger bestehenden 

Mangels an postmortalen Organspenden könnte sich auch eine Aufweichung der 
Todeskriterien für die Organentnahme erweisen, und diesen Weg untersucht Karolin 

Krahn in ihrem Beitrag über eine Erweiterung der Spenden um Organspender nach 
einem Herz-Kreislauf-Versagen (Donation after Cardiocirculatory Death). Zunächst legt 

Karolin Krahn dar, dass eine Beachtung der Dead-Donor-Rule (DDR), nach der ein 

Mensch für die Entnahme lebenswichtiger Organe bereits tot sein muss, verfas-
sungsrechtlich notwendig ist und, wenn eine Ärztin oder ein Arzt sich darüber hin-

wegsetzen sollte, folgerichtig eine Strafbarkeit nach § 216 StGB besteht. Sollte ein 

Patient zu einem früheren Zeitpunkt selbstbestimmt geäußert haben, dass er bei ei-
nem Herz-Kreislauf-Versagen nicht reanimiert werden möchte, so erscheint der 

Verfasserin das Todeskriterium des permanenten Kreislaufstillstandes als eine sinn-
volle Ergänzung zum Hirntodkriterium. Erwartungsgemäß wird ein solch weitge-

hender Vorschlag aber auf erhebliche Widerstände in der organisierten Ärzteschaft 

wie auch wohl in der Öffentlichkeit stoßen, die auf eindeutige, stringente und kli-
nisch anwendbare Todeskriterien bei der Organentnahme essenziell angewiesen 

sind.  

Die nachfolgenden zwei Kapitel beschäftigen sich mit verschiedenen Aspekten 
einer ärztlichen Suizidassistenz. Im Für und Wider einer Entkriminalisierung der ak-

tiv-direkten Sterbehilfe nach § 216 StGB entscheidet sich Anica Meline Brakebusch für 
Ersteres und will diese durch eine Reform dieser Norm legitimiert wissen. Der von 

ihr favorisierte Reformvorschlag sieht eine entsprechende Privilegierung der Ärzte-

schaft in Fragen der Suizidassistenz vor, denn den Ärzten traut die Verfasserin aus 
einer Vielzahl von aufgeführten Gründen noch am besten zu, aktiv-direkte Sterbe-

hilfe leisten zu können. Die Vorbehalte weiter Teile der Ärzteschaft, sich an der 

aktiv-direkten Sterbehilfe beteiligen zu wollen, werden von Anica Meline Brakebusch  
zwar durchaus registriert, aber nicht als ein unumgängliches Hindernis für eine No-

vellierung dieser Norm begriffen. Die Autorin verspricht sich einen Nutzen im Sinne 
einer selbstgefällten, autonomen Entscheidung der Betroffenen zur Lebensbeendi-

gung, zugleich möchte sie bei der Durchführung der Sterbehilfe nicht auf medizini-

sches Fachwissen verzichten wollen. Ob es tatsächlich eine gesellschaftliche Mehr-
heitsmeinung gibt, die einer Novellierung des § 216 StGB zustimmt, bleibt allerdings 

durchaus fraglich.  

Im zweiten Artikel zu diesem Thema untersucht Selin Aydin den zukünftigen 
Beitrag den Suizidhilfeorganisationen bei der Sicherstellung einer Freiverantwort-

lichkeit des Todes. Von einer Mitwirkung von Ärzten in der Suizidassistenz erhofft 
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sich die Verfasserin, ähnlich wie auch im vorherigen Beitrag von Anica Meline Brake-

busch, einen gewissen Schutz vor missbräuchlicher Anwendung bei Suizidhilfeorga-
nisationen und eine bessere Einschätzung der Motivationslage bei den Betroffenen. 

Auch Aydin sieht im Spannungsfeld zwischen einer staatlichen Schutzpflicht für das 

Leben und dem Recht auf selbstbestimmte Beendigung des Lebens noch unausge-
nutzte Rechtsspielräume, um nicht auf eine strafrechtliche Regelung bei der Sui-

zidassistenz zurückgreifen zu müssen. Beide Artikel verstehen sich expressis verbis 

als Anregungen und Diskussionsgrundlage auf der Suche nach einer angepassten, 
neueren Rechtslage de lege ferenda.  

Die letzte, thematisch zusammenhängende Serie von Artikeln beschäftigt sich 
mit haftungsrechtlichen Fragestellungen auf gänzlich unterschiedlichen Handlungs-

feldern der Medizin. Den Auftakt macht hier eine Arbeit von Luisa Ackermann über 

die Rechtsnatur und die haftungsrechtliche Relevanz von Leitlinien, die als wissen-
schaftlich fundierte Handlungsempfehlungen bei der Entscheidungsfindung über 

die angemessene Versorgung von Patienten mit einer bestimmten Krankheit nütz-

lich sein können. Von Experten systematisch erstellte Leitlinien – darauf weist Luisa 
Ackermann hin – dienen als akzeptierte Instrumente der evidenz-basierten Medizin 

zur Orientierung bei der Festlegung diagnostischer Verfahren und unterstützen bei 
der Wahl der angemessenen therapeutischen Maßnahmen. Eine Bindungswirkung 

kommt den S3-Leitlinien juristisch nur insofern zu, als dass diese haftungsrechtliche 

Standards auf dem jeweiligen medizinischen Fachgebiet verbindlich festlegen. In 
Haftungsprozessen empfiehlt Ackermann, den streitenden Parteien das Sachverstän-

digengutachten hinsichtlich der Konformität des gewählten ärztlichen Handelns mit 

den aktuell gültigen Leitlinien als einen Maßstab für die medizinische Sorgfaltspflicht 
zu überprüfen. Dieses ersetzt aber nicht die Notwendigkeit einer stets durchzufüh-

renden Einzelfallprüfung, bei der die individuellen Besonderheiten und konkreten 
Lebensumstände des jeweiligen Falls ausreichend berücksichtigt werden müssen. 

Tabea Spranck fragt nach der Zuweisung von Vorbehaltsaufgaben an Fachperso-

nal aus Pflegeberufen und nimmt dabei besonders die Empfehlungen von einschlä-
gigen Fachgesellschaften und deren juristische Verbindlichkeiten in den Blick. Aus-

gehend von einer berufssoziologischen Bestimmung des Begriffs „Vorbehaltsauf-

gabe“, der – wie Spranck ausweist – nur vor dem Hintergrund einer Professionalisie-
rung im Pflegebereich mit entsprechenden Ausbildungsprogrammen zu verstehen 

ist, entfaltet sie die abstrakt-rechtlichen, in § 4 des Pflegeberufegesetzes (PflBG) nor-
mierten Regelungen. Aufgeführt werden dort die Vorbehaltsaufgaben von pflegeri-

schen Tätigkeiten, wie die Erhebung und Feststellung eines individuellen Pflegebe-

darfs sowie die Ausgestaltung des Pflegeprozesses, die nicht an Angehörige von an-
deren Heilberufen wie Ärzten und Pflegeassistenten im Rahmen einer interprofessi-

onellen Zusammenarbeit delegiert werden können. Von einer Akademisierung der 

Pflegewissenschaft verspricht sich Spranck nicht nur eine Erweiterung der eigenver-
antwortlichen Tätigkeitsbereiche in der Pflege, sondern zugleich auch eine Verbes-

serung der Gesundheitsversorgung in einem multiprofessionellen Setting verbunden 
mit mehr rechtlicher Klarheit im beruflichen Umgang mit den Erkrankten.  
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Wichtige Funktionen und die Rechtsstellung von Gutachterkommissionen und 

Schlichtungsstellen in Arzthaftungssachen thematisiert der Beitrag von Beatrice Scheff-
ler. Die Entstehungsgeschichte, Aufgabenbereiche und Rechtsgrundlagen dieser In-

stitutionen werden erläutert, wobei die Verfahrensabläufe bzw. Statuten in den Sat-

zungen der jeweiligen Landesärztekammern hinterlegt sind. Der interessante Artikel  
gibt einen sehr guten Überblick über die interdisziplinäre Zusammensetzung der 

Schlichtungsgremien, die Rechte und Pflichten der einzelnen Verfahrensbeteiligten 

und die praktische Durchführung des Vermittlungsverfahrens. Aufgrund der ehren-
amtlichen Tätigkeit der am Schlichtungsverfahren Beteiligten kann es zu Verzöge-

rungen im Verfahrensablauf kommen. Die Autorin legt dar, dass sich die Erfolg-
saussichten eines nachgeschalteten Gerichtsverfahrens durch das stark institutiona-

lisierte und kostenfreie Vermittlungsverfahren vom Patienten besser einschätzen las-

sen. Trotz einiger offener Fragen zur Unabhängigkeit, Neutralität und Objektivität 
des Schlichtungsverfahrens wie auch zur längerfristigen Finanzierbarkeit attestiert 

Beatrice Scheffler den bei den Landesärztekammern angesiedelten, unabhängigen Gut-

achterkommissionen und Schlichtungsstellen dennoch eine überwiegend positive 
Arbeit und spricht von einem wichtigen Beitrag, den diese zur Patientensicherheit 

leisten, wodurch insgesamt die Vorteile überwiegen. Besonders im niederschwelligen 
Einstieg in das Verfahren sieht die Verfasserin eine wesentliche Voraussetzung da-

für, dass die Institution ihre wichtigste Aufgabe in der Schadensregulierung erfüllen 

kann: die der Befriedungsfunktion.
Die mit der Einführung der elektronischen Patientenakte verbundenen daten-

schutzrechtlichen Konflikte beschreibt der Artikel von Marc Lobemeier. Bei der elekt-

ronischen Patientenakte handelt es sich um eine aktuelle Weiterentwicklung auf dem 

Gebiet der Digitalisierung der Gesundheitsvorsorge, die den Versicherten bislang 

von den Krankenkassen auf Antrag zur Verfügung gestellt wird und die die konven-

tionelle Behandlungsdokumentation um eine digitale und transparente Erfassungs-

plattform durch die Leistungserbringer ergänzt. Das Anlegen einer elektronischen 

Patientenakte entbindet den Leistungserbringer nicht von der Verpflichtung zu einer 

gründlichen und umfassenden Anamneseerhebung und dem Führen einer patienten-

bezogenen Krankenakte. In der fremdausgefüllten elektronischen Patientenakte 

müssen durch entsprechende Vorkehrungen automatische Sicherungen zur Ge-

währleistung einer informationellen Selbstbestimmung implementiert werden. Die 

für den Systemwandel zur elektronischen Patientenakte notwendigen Umstellungen 

werden von Lobemeier als Opt-in- und Opt-Out-Modelle unter Berücksichtigung 

von hybriden Formen vorgestellt und gegeneinander hinsichtlich ihrer datenschutz-

rechtlichen Gestaltungsspielräume kritisch abgewogen.
Einer interessanten Fragestellung widmet sich der Beitrag von Clara-Sophie Hagel : 

„Drittschützende Zwangsbehandlung trotz entgegenstehender Patientenverfügung?“. Gemeinhin 

gilt jede Durchführung eines ärztlichen Eingriffs ohne Einholung einer Einwilligung 
nach vorheriger Aufklärung als eine ungerechtfertigte Verletzung in die körperliche 

Integrität und als eine haftungsbegründende Missachtung des Selbstbestimmungs-
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rechts des Patienten. Wie aber ist unter dem Primat der Patientenautonomie die ver-

fassungsrechtliche Ausgangslage zu bewerten, wenn krankheitsbedingt dem Patien-
ten die Einwilligungsfähigkeit in sein Handeln verloren gegangen ist bzw. eine Ein-

sichtsfähigkeit in die Dringlichkeit und Notwendigkeit einer ärztlichen Maßnahme 

aus anderweitigen Gründen nicht mehr besteht. Eine ärztliche Behandlung gegen 
den ausdrücklich verfügten Willen des Patienten ist zu Drittschutzzwecken nur unter 

engen formellen und materiellen Voraussetzungen statthaft. Clara-Sophie Hagel 

schlägt hierzu weit gefasste Gesetzesnovellierungen vor, die bis hin zu Überlegungen 
über eine bundesweite Dokumentationspflicht reichen.  

Die rasanten Entwicklungen auf dem Gebiet der maschinengestützten KI-Tech-
nologien werden von Helene Trenkel aus einer haftungsrechtlichen Perspektive be-

leuchtet. Die Anwendungen von Künstlicher Intelligenz (AI) bei Medizinprodukten 

verspricht in der Tat die klinische Medizin in vielen Bereichen zu revolutionieren. 
Doch wie ist die Einführung von KI-gestützten Medizinprodukten haftungsrecht-

lich zu bewerten, wenn technologisch bedingte Fehler sich aufgrund der Komplexi-

tät und Undurchsichtigkeit der Programmanwendung einer ärztlichen Kontrolle ent-
ziehen? Das vorhandene nationale Deliktsrecht lässt sich nach Ansicht von Helene 

Trenkel umstandslos auf KI-gestützte Technologien anwenden, wenn Sorgfalts-
pflichten beim Inverkehrbringen verletzt wurden. Gerade das Prozesshafte von ler-

nenden, sich selbst optimierenden KI-Systeme wirft neue haftungsrechtliche Prob-

leme auf, die über eine Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz hinausgehen und 
eine Anpassung der Rechtslage an den aktuellen Stand der sich weiterentwickelnden 

digitalen Techniken einfordern.  

Im letzten Artikel dieses Sammelbandes gibt Liam Draf eine sehr informative 
Übersicht über Kick-Back-Modelle im Gesundheitswesen. Zur besseren Veran-

schaulichung illustriert er dabei typische Beispielfälle aus der aktuellen Rechtspre-
chung, um die Grenzen zwischen rechtlich erlaubter Kooperation und unzulässi-

gem, sanktionswürdigem Fehlverhalten aufzuzeigen. Die Anfälligkeit des Gesund-

heitswesens für Kick-Back-Zahlungen begründet der Verfasser aus der exponierten 
Stellung des Vertragsarztes im System der ambulanten Versorgung und dem Ver-

hältnis von Versorgungs- und Profitinteressen im Gesundheitswesen. Die negativen 

Auswirkungen der Kick-Back-Modelle für die Kassenpatienten werden von Liam 
Draf deutlich benannt, wie eine nicht-indizierte Verschreibungspraxis, die Verord-

nung von überflüssigen und potential schädlichen Therapieformen und ungünstige 
Wettbewerbsverzerrungen zum Nachteil der Krankenkassen und ihrer Mitglieder. 

In seinem Resümee hält Draf die Einführung der neuen Korruptionstatbestände von 

Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen zwar grundsätzlich für not-
wendig, um korruptives und damit strafbewehrtes Fehlverhalten bei den Angehöri-

gen von Heilberufen wirksam einzudämmen, doch unter Verweis auf weiterbeste-

hende Rechtsunsicherheiten hält er die konkrete Ausgestaltung der Straftatbestände 
in §§ 299a,b StGB für wenig gelungen. 




